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1. Einleitung 

Als Lobby wurde ursprünglich im britischen und US-amerikanischen Parlament die 
Vorhalle/Wandelhalle des Parlamentes bezeichnet, wo die Abgeordneten mit Nichtpar-
lamentariern Gespräche führen konnten. In den Vereinigten Staaten entwickelte sich 
daraus der Begriff des Lobbying. Nach dem heutigen Verständnis wird unter Lobbying 
die Beeinflussung politischer Entscheidungsträger durch Interessengruppen verstanden. 
Es findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit und außerhalb des Parlamentes statt. Lob-
byisten sind die Vertreter von Interessengruppen, die auf informellem Weg den Gesetz-
gebungsprozess möglichst umfassend in ihrem Sinne zu beeinflussen versuchen. Sie 
selber sind an den politischen Entscheidungsprozessen nicht beteiligt. Lobbyismus ist 
damit eine nicht vor der Verfassung vorgesehene und nicht durch Gesetze geregelte 
Form der Mitwirkung an der Gesetzgebung und an politischen Entscheidungsprozes-
sen.1 

Mit dem Umzug des Deutschen Bundestages und der Bundesregierung nach Berlin En-
de der 1990er Jahre ist die Zahl der Lobbyisten am deutschen Regierungssitz deutlich 
angewachsen. Handelte es sich bis dahin in der Regel noch vorwiegend um Verbände, 
die häufig mit eigenen Büros vor Ort vertreten waren, so sind in Berlin vermehrt eigene 
Hauptstadtvertretungen von Unternehmen, auf Auftragslobbyismus spezialisierte Agen-
turen und Anwaltskanzleien sowie Nichtregierungsorganisationen hingekommen. 2 In 
diesem Zusammenhang besteht für die Verbände die Möglichkeit, sich beim Deutschen 
Bundestag in die - in Anlage 2 („Registrierung von Verbänden und deren Vertretern“)  
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages beschriebene - „Öffentliche Liste 
über die Registrierung von Verbänden und deren Vertretern“, die so genannte „Lobby-
Liste“, auf Eigeninitiative eintragen zu lassen. Sie können damit an Anhörungen der 
Bundestagsausschüsse als Sachverständige teilnehmen. Mit der Registrierung sind für 
die Verbände aber keine Rechte oder Pflichten verbunden. Unternehmen werden von 
der „Lobby-Liste“ nicht erfasst. Derzeit sind über 1.900 Organisationen in der Liste 
eingetragen, von denen ca. 1000 ein Büro in der Hauptstadt haben.3 Schätzungen gehen 
von insgesamt ca. 4.500 Lobbyisten aus, die in Berlin im Umfeld von Bundestag, Bun-
desrat und Bundesregierung tätig sind. Damit kommen auf einen Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages rechnerisch sieben Lobbyisten. 4 

                                                 
1 Meyers Lexikon Online 2007: 1; Leif; Speth 2006: 12; 21; Humborg 2005: 115/116; Busch-Janser 

2004: 24; Fischer 2003: 1; Leif; Speth 2003: 9 
2 Knott 2003: 7; Van Loon 2005: 1 

3 Hinzu kommen ca. 100 Firmenrepräsentanzen, ca. 30 bis 40 Public-Affairs-Agenturen und zahlrei-
che Anwaltsfirmen, die lobbyistisch tätig sind. (Leif; Speth 2006: 22) 

4 Deutscher Bundestag 2006a; Deutscher Bundestag 2006b; Deutscher Bundestag 2007a; Fechtner 
2006: 1 Leif; Speth 2006: 22; von Alemann; Eckert 2006: 9; Hinrichs 2006: 90 
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Die verschiedenen Lobbyisten in der deutschen Hauptstadt haben das primäre Ziel, auf 
politische Entscheidungsprozesse und Entscheidungsträger – hauptsächlich auf Regie-
rung, Parlament und Ministerialverwaltung – mit ihren jeweiligen Einzelinteressen5 
einzuwirken6. Dieses klassische Lobbying hat sich insbesondere durch die gleichzeitige 
Einbeziehung von Public Relations (Öffentlichkeitsarbeit) zum so genannten Public 
Affairs-Management weiterentwickelt, wobei das Lobbying dabei häufig als ein Instru-
ment der Public Affairs angesehen wird. In vielen Unternehmen und Organisationen 
wurden in den vergangenen Jahren neue Public Affairs-Abteilungen ins Leben gerufen, 
die für die Koordination und Optimierung der Außenbeziehungen der Unternehmen – 
inklusive der Interessenvertretung gegenüber dem gesellschaftspolitischen Umfeld – 
verantwortlich sind.7  

2. Gründe für das eigenständige Lobbying von Unternehmen 

In Deutschland existiert traditionell eine stark korporatistisch geprägte Zusammenarbeit 
zwischen Verbänden und Politik.8 Für den Sachverhalt, dass die Unternehmen parallel 
zu den Verbänden seit einigen Jahren verstärkt eigene Repräsentanzen in Berlin eröff-
nen, gibt es verschiedene Erklärungsversuche. Als ein eher praktischer Grund zur Ein-
richtung eigener Hauptstadtbüros wird die gestiegene räumliche Distanz der Konzern-
zentralen zu Berlin angegeben. Mit dem Umzug des Bundestags nach Berlin haben die 
Entfernungen der in der Regel in den alten Bundesländern befindlichen Firmensitze 
zum Parlament zugenommen. Dadurch hätten sich die Anreisewege für die meisten 
Firmenlobbyisten derart vergrößert, dass im Gegensatz zu Bonn für Gespräche mit poli-
tischen Repräsentanten eine An- und Abreise an einem Tag nur noch schwer möglich 
wäre. So hat zum Beispiel die BASF AG zu Bonner Zeiten ihren bundespolitischen 
Kontakt zu Regierung und Parlament direkt vom Sitz der Konzernzentrale in Ludwigs-
hafen gepflegt. In Berlin hat sie dann eine eigene Repräsentanz eröffnet.9 Mit der Ein-
richtung einer eigenen Konzernrepräsentanz in Berlin möchten die Unternehmen „so 
nah wie möglich am Geschehen sein“. 10 Einen weiteren Grund für das eigenständige 
Lobbying von Unternehmen wird darin gesehen, dass sich das Lobbying in Deutschland 
im Allgemeinen seit dem Regierungsumzug stark professionalisiert hat. Gerade größere 
Unternehmen fühlen sich vor dem Hintergrund der veränderten nationalen und globalen 
ökonomischen Situation und des damit verbundenen Bedeutungszuwachses zunehmend 
als eigenständige politische Akteure, die zur Wahrung ihrer Unternehmensinteressen 

                                                 
5 Bei den Agenturen und Kanzleien im Interesse des Auftraggebers. 
6 Leif; Speth 2006: 13 

7 Priddat; Speth 2007: 9; 22; Speth 2006a: 47; von Münchow 2005: 39; Köppl 2005 73; 75 
8 Speth 2006a: 45 
9 Leif 2006: 127; Escher 2003: 98 

10 Van Loon 2005: 1 
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selber Einfluss auf die Gesetzgebung ausüben möchten. Trotz fortschreitender Deregu-
lierungstendenzen auf den Märkten, der zunehmenden Europäisierung der (Wirtschafts-
) Politik und der Globalisierung sehen die Unternehmen nach wie vor in der Berliner 
Politik einen Akteur, der wichtige Rahmenbedingungen für ihr eigenes wirtschaftliches 
Handeln bestimmt. Zumal es der Deutsche Bundestag ist, dem die Umsetzung der zahl-
reichen EU-Richtlinien ins nationale Recht obliegt.11 

Einen zentralen Grund für den zunehmenden eigenständigen und direkten Lobbyismus 
von Unternehmen sehen viele Beobachter im Nachlassen der Bedeutung des klassischen 
Lobbyismus durch Verbände.  Gerade die größeren Unternehmen stufen offenbar ihre 
eigenen Verbände in der Frage der Interessendurchsetzung zunehmend als zu langsam 
für das politische Tagesgeschäft ein, empfinden den Weg über die Verbände als zu um-
ständlich oder sehen ihre spezifischen Interessen durch die zunehmende Heterogenität 
der Verbände - welche die verbandlichen Interessen erst auf einem gemeinsamen Ni-
veau bündeln müssen - nicht mehr ausreichend vertreten. Sie halten individuelles Lob-
bying für ihr Unternehmen in Berlin12 zunehmend für unverzichtbar. In der direkten und 
schnellen Ansprache der politischen Adressaten vor Ort unter Umgehung der Verbände 
versprechen sie sich strategische Vorteile für das eigene Unternehmen. Die Firmen, die 
eigene Konzernrepräsentanzen eröffnen, bleiben in der Regel Mitglieder der Verbände, 
in denen sie bisher organisiert waren. Damit treten Unternehmen und (Unternehmens-) 
Verbände zunehmend in eine Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation zueinander. Ande-
rerseits sehen die Unternehmen in den Verbänden auch ein komplementäres Lobby-
Instrument.13 

Die neue Rolle der Unternehmen als eigenständige Lobbyisten unterstreicht eine Aus-
sage des ehemaligen Leiters der Berliner Repräsentanz der TUI AG, Dr. Wolf-Dieter-
Zumpfort14: „Während Verbändespitzen auf den inneren Konsens der Mitglieder ange-
wiesen sind, können Lobbyisten von Unternehmen Einzelinteressen vertreten und – vor 
allem wen sie direkt beim Vorstand angesiedelt sind – selbstbewusst und mit Nachdruck 
im politischen Geschäft auftreten.“15 

                                                 
11 Althaus 2006: 328; Speth 2006a: 46; Leif; Speth 2003: 21 
12 Sowie in Brüssel und zum Teil auch in Washington. 

13 Steuber 2004: 40/41; Priddat; Speth 2007: 5; Tageszeitung vom 2.5.2007; Van Loon 2005: 1; Speth 
2006a: 44; Wehrmann 2007: 41; Leif; Speth 2003: 21 

14 Zumpfort war im Zeitraum von Anfang der 1980er Jahre bis Mitte 1990er Jahre politisch für die 
FDP aktiv: u.a. 1979–1983 Mitglied des Deutschen Bundestages, 1983–1988 Mitglied im Bundes-
vorstand der FDP, 1985–1988 Landesvorsitzender in Schleswig-Holstein sowie 1988-1995 Schatz-
meister der FDP-Schleswig-Holstein. 

15 Lianos; Hetzel 2003. 15 
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3. Die Hauptstadtvertretungen von Unternehmen 

Für das eigenständige Lobbying in Berlin richten insbesondere die großen deutschen 
Unternehmen - aber auch Vertretungen in Deutschland am Markt tätiger ausländischer 
bzw. internationaler Konzerne wie zum Beispiel Coca Cola; AOL Time Warner, Cisco 
Systems, Vattenfall, Microsoft - eigene Konzernrepräsentanzen ein. Sie befinden sich 
häufig im oder in der Nähe des Regierungsviertels. Schätzungen gehen von ca. 100 bis 
120 Firmen aus, die über eine eigene Vertretung verfügen, wobei die 100 größten deut-
schen Firmen nahezu vollständig vertreten sind. Dazu gehören auch fast alle 30 Dax-
Unternehmen, die von Beobachtern auch als die einflussreichsten Lobbyisten im parla-
mentarischen Raum eingeschätzt werden.16 

Die Namen für die Konzernrepräsentanzen variieren von Unternehmen zu Unterneh-
men. Sie lauten zum Beispiel „Büro Berlin (BASF AG), “Verbindungsbüro Berlin“ 
(Bayer AG), „Konzernrepräsentanz“ (Allianz AG) oder „Konzernbüro Berlin“ (Altana 
AG; BMW AG). Den Repräsentanzen steht zudem in der Regel ein Leiter vor. Auch 
dessen Berufsbezeichnung unterscheidet sich von Firma zu Firma, auch wenn das Auf-
gabenspektrum sich sehr ähnelt. Beispiele für die unterschiedlichen Bezeichnungen sind 
„Beauftragter des Vorstandes“ (Commerzbank AG), „Leiter Konzernpolitik“ (Deutsche 
Lufthansa AG); „Generalbevollmächtigter“ (EnBW AG), „Leiter Konzernrepräsentanz“ 
(MAN AG; Allianz AG), „Generalbevollmächtigter“ oder „Leiter Verbindungsbüro“ 
(Bayer AG).17  

4. Größe, Kosten und Personal der Hauptstadtvertretungen von Unter-
nehmen 

4.1. Größe der Hauptstadtvertretungen 

Die Größe der Mitarbeiterschaft in den Konzernrepräsentanzen beträgt nach Schätzun-
gen im Durchschnitt fünf bis sechs Mitarbeiter, wobei sich in der Regel Referenten und 
Bürokräfte innerhalb der Mitarbeiterschaft die Waage halten. Sofern die Konzernreprä-
sentanz allerdings über die eigentliche Lobby-Tätigkeit hinaus ein erweitertes Aufga-
benfeld zu betreuen hat, wie zum Beispiel die Akquise von Aufträgen18 oder die Durch-
führung von eigenen Veranstaltungen, ist die Mitarbeiterschaft in der Regel größer. 
Dem Leiter der Hauptstadtvertretung unterstehen in der Regel mehrere Referenten, die 
für bestimmte Bereiche zuständig sind. Insgesamt sind die Unternehmensbüros im Ver-
gleich zu den größeren Verbänden personell schwächer ausgestattet. Allerdings haben 

                                                 
16 Hildebrandt 2006; Steuber 2004: 42; Tageszeitung vom 2.5.2007; Krimphove 2006: 1; Sator 2005; 

Van Loon 2005: 1; Priddat; Speth 2007: 17; Wehrmann 2007: 41/42 
17 Polisphere 2007: 1ff.; Althaus 2006: 317 

18 Zum Beispiel, wenn der Staat bzw. die öffentliche Hand Kunde des Unternehmens ist. 
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die Konzernrepräsentanzen immer die Möglichkeit, bei Bedarf personellen Sachvers-
tand ihrer Konzernzentrale nach Berlin zu beordern. 19 

4.2. Kosten der Hauptstadtvertretungen 

Über die Kosten der Berliner Lobby-Büros der Unternehmen existieren keine exakten 
Zahlen. Schätzungen gehen von jährlich mindestens 500.000 Euro aus, die den Kon-
zernspitzen das Engagement in Berlin durchschnittlich Wert ist.20 Der ehemalige Leiter 
der Konzernrepräsentanz der E.ON AG in Berlin, Guido Knott, verdeutlichte in einem 
Beitrag für das Fachmagazin „Politik & Kommunikation“ die finanzielle Bedeutung 
eigenes Lobbying für Unternehmen: „Der Aufbau eines funktionsfähigen Lobbyappara-
tes bindet erhebliche Ressourcen, aber gerade für Unternehmen gilt heute mehr denn je: 
Lobbying ist teuer, kein Lobbying ist viel teuerer.“21 

4.3. Personal der Hauptstadtvertretungen 

Für die Tätigkeit als Lobbyist im Allgemeinen existieren keine formalen Berufsqualifi-
kationen.22 Für das Personal der Hauptstadtvertretungen lässt sich insbesondere im Be-
reich der Leiter und Referenten - auch aufgrund der relativen jungen Entwicklung von 
Konzernrepräsentanzen in Berlin - noch keine einheitliche Praxis bei der Mitarbeiter-
gewinnung feststellen. 23 Allerdings sind sowohl interne als auch externe Rekrutierungs-
quellen feststellbar. Zum einen handelt es sich um Personen, die innerhalb des eigenen 
Unternehmens ihre berufliche Fortentwicklung erlebt und sich vor Übernahme ihrer 
Tätigkeit in Berlin in einer leitenden Funktion befunden haben. Diese int imen Kenner 
des Unternehmens sind von ihrer Ausbildung häufig Ingenieure, Techniker oder Natur-
wissenschaftler. Zum anderen stammt ein weiterer wichtiger Teil des Personals der 
Hauptstadtvertretungen aus dem politischen Bereich. Dabei handelt es sich um Perso-
nen, die über langjährige Erfahrungen als ehemalige Kommunal-, Landes- oder Bun-
despolitiker verfügen oder Ämter in Landes- und Bundesregierungen bekleidet haben. 
Unter ihnen befinden sich häufig Juristen, Betriebs- und Volkswirte, Historiker oder 
Politikwissenschaft ler. Unterhalb der Leitungsebene der Hauptstadtrepräsentanten sind 
häufig Mitarbeiter beschäftigt, die häufig zuvor als Referenten in Fraktionen, als Mitar-
beiter von Bundestagsabgeordneten oder als Journalisten24 gearbeitet haben. Akteure 
aus der Politik werden im Lobbygeschäft im Allgemeinen als no twendig erachtet, „weil 
nur sie ein Wissen und ein Gespür dafür haben, wann welche Entscheidungen getroffen 

                                                 
19 Priddat; Speth 2007: 18; Wenzlaff 2005: 8; Koch 2007 1; Fockenbrock 2005; Leif 2006: 121 
20 Sator 2005; Gammelin; Hamann 2006: 45 

21 Knott 2003: 7 
22 Althaus 2006: 320 
23 Priddat; Speth 2007: 19 

24 Insbesondere als Hauptstadt-Korrespondenten und Mitarbeiter überregionaler Medien. 
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werden, auf welche Ebene der Hierarchie mit welchen Informationen man ansetzen 
muss.“25 Ein Teil der Mitarbeiter der Hauptstadtvertretungen rekrutiert sich auch aus 
vormaligen Mitarbeitern von Verbänden. 26 Fast alle Referenten der Berliner Lobby-
Abteilungen haben ein Stud ium absolviert. Über drei Viertel der Belegschaft bei den 
Leitern und Referenten ist männlichen Geschlechts.27 

4.3.1. Rekrutierungsbeispiele für die Leiter von Hauptstadtvertretungen von Un-
ternehmen 

4.3.2. Siemens AG 

Stellvertretend für eine interne Lösung bei der Besetzung der Leitung einer Konzernrep-
räsentanz steht der Leiter des Verbindungsbüros der Siemens AG, Gerd von Bran-
denstein. Er trat 1972 in das Unternehmen ein, war in den 1970er Jahren für Siemens in 
verschiedenen Führungsfunktionen in Mittel- und Südamerika tätig, bevor er nach meh-
reren Stationen in Deutschland 1994 Leiter des Verbindungsbüros Berlin-Bonn und ab 
2000 Leiter des Berliner Büros wurde.28 

4.3.3. Commerzbank AG und Daimler-Chrysler AG 

Zwei Beispiele für die Rekrutierungsquelle „Politik“ bei der personellen Besetzung von 
Hauptstadtvertretungsleitungen von Unternehmen sind der Repräsentant der Commerz-
bank AG Hans Georg Hauser sowie der Leiter der Konzernrepräsentanz für Bundesan-
gelegenheiten der Daimler-Chrysler AG Dr. Dieter Spöri. Beide sammelten vor ihrem 
Engagement für ihre Berliner Konzernvertretungen weitreichende Erfahrungen im Be-
reich der Parlaments- und Regierungsarbeit. Der gelernte Diplomkaufmann und Steuer-
berater Hauser war als CSU-Vertreter von 1990 bis 2002 Mitglied des Deutschen Bun-
destages.29 In den Jahren 1995 bis 1998 war er zudem Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesfinanzministerium.30 Der Wirtschaftswissenschaftler Dieter Spöri ist seit dem 
Jahr 1999 in Diensten der Daimler-Chrysler AG. Der Sozia ldemokrat war zuvor unter 
anderem von 1976 bis 1988 Mitglied des Deutschen Bundestages, von 1988 bis 1997 
Mitglied des Landtages von Baden-Württemberg sowie von 1992 bis 1996 Wirt-
schaftsminister sowie stellvertretender Ministerpräsident in Baden-Württemberg, ehe er 
in die Dienste des nach Umsatz größten deutschen Autokonzerns trat.31 

                                                 
25 Leif; Speth 2006: 26 

26 Gammelin; Hamann 2006: 119; Van Loon 2005: 1; Priddat; Speth 2007: 19; Tageszeitung vom 
2.5.2007; König 2007: 39; Hoffmann 2005 

27 Lianos; Hetzel 2003: 16 

28 Politik & Kommunikation, Ausgabe Nr. 3 (Februar 2003): 18ff. 
29 In der 14. Wahlperiode war in Teilzeit neben seinem Mandat bei der Commerzbank tätig. 
30 Sator 2005; Fockenbrock 2005 

31 Politik & Kommunikation, Ausgabe Nr. 8 (Juli/August 2003): 38/39 
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4.3.4. E.ON AG 

Exemplarisch für einen Konzernlobbyisten, der aus dem Bereich der Fraktionen im 
Deutschen Bundestag rekrutiert wurde, ist der Generalbevollmächtigte und Leiter des 
Bereiches Wirtschaftspolitik der E.ON AG, Gert von der Groeben. Vor seinem Amtsan-
tritt im Jahr 1999 war der Jurist unter anderem von 1986 bis 1998 Referent der SPD-
Bundestagsfraktion im Bereich Energie- und Umweltpolitik. Der Cheflobbyist von 
E.ON soll laut Beobachtern in den vergangenen Jahren zahlreiche Gesetzgebungsver-
fahren im Energiewirtschaftsbereich für sein Unternehmen gegenüber Bundesregierung 
und den Bundestagsfraktionen effektvoll vertreten haben. 32 

4.3.5. BMW AG 

Ein Musterfall für den Einstieg eines ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeiters eines 
Bundestagsabgeordneten in den Bereich der Hauptstadtvertretungen von Konze rnen ist 
Heinrich Timmerherm, der nach seinem Engagement im Bereich der Politik unter ande-
rem von 2002 bis Sommer 2006 Bevollmächtigter des Vorstands der BMW AG und 
Leiter des Konzernbüros war. Timmerherm war von 1984 bis 1995 Referent beim 
christdemokratischen Bundestagsabgeordneten Dr. Dieter Schulte und in den Jahren 
1995/1996 persönlicher Referent des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesver-
kehrsministerium, Manfred Carstens MdB. Vor seinem Einstieg bei der BMW AG war 
er von 1996 bis 2002 bei der Adtranz-Daimler-Chrysler Rail System GmbH tätig.33 

4.3.6. EnBW AG 

Jürgen Hogrefe steht beispielhaft für die Leitung einer Konzernrepräsentanz durch einen 
ehemaligen Medienvertreter. Der heutige Generalbevollmächtigte und Leiter Wir t-
schaft, Politik und Gesellschaft des viertgrößten deutschen Energiekonzerns EnBW AG 
war vor seinem Amtsantritt im Jahr 2005 über 15 Jahre als Journalist beim Nachrich-
tenmagazin „Der Spiegel“ tätig. 34 

5. Organisatorische Einbindung der Hauptstadtvertretungen von Unter-
nehmen 

In den größeren Unternehmen sind häufig verschiedene Personen und Abteilungen mit 
der Wahrnehmung von Lobbytätigkeiten betraut. Hierzu zählen neben den Konzernrep-
räsentanzen bzw. den Public Affairs-Abteilungen insbesondere die Vorstandsebenen, 
Presseabteilungen, Public Relations-Abteilungen sowie die Marketingabteilungen. 35 

                                                 
32 Von Tiesenhausen 2005; Gammelin; Hamann 2006: 118 
33 Gammelin; Hamann 2006: 49 
34 Fockenbrock 2005; Hoffmann 2005 

35 Wenzlaff 2005: 8 
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Die Hauptstadtbüros sind in der Regel organisatorisch den Konzernführungen unter-
stellt. Es lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt, da viele Büros erst mit dem Umzug 
nach Berlin in den letzten Jahren entstanden sind, noch kein allgemeingültiges Muster 
ihrer organisatorischen Einbindung in die Konzernstruktur feststellen. In diesem Punkt 
existiert in den Unternehmen eine große Variationsbreite. Bei den Dax-Unternehmen36 
scheint sich eine Struktur abzuzeichnen, bei der die Hauptstadtbüros Bestandteil entwe-
der eigenständiger Public Affairs-Abteilungen mit direkter Anbindung an den Vor-
standsbereich sind oder den Kommunikationsabteilungen der Unternehmen zugeordnet 
werden. So ist beispielsweise die im Jahr 2004 eröffnete Hauptstadtrepräsentanz der 
SAP AG für die gesamte Public Affairs-Arbeit des Unternehmens in Deutschland ver-
antwortlich. Bei der BWW AG wiederum berichtet der Leiter der Repräsentanz direkt 
an den Leiter der Konzernkommunikation und Politik in der Münchener Zentrale. Der 
Leiter des Geschäftsbereichs Konzernpolitik und Bevollmächtigte des Vorstands für 
Berlin und Brandenburg der Lufthansa AG wiederum verfügt über eine direkte Anbin-
dung an den Vortandsvorsitzenden des Unternehmens in Frankfurt. Auch der Leiter der 
Konzernrepräsentanz der TUI AG berichtet direkt dem Vorstandsvorsitzenden.  

Die Leiter der Konzernrepräsentanzen halten sich in diesem Zusammenhang regelmäßig 
– von einem Tag in der Woche bis zum einem Termin pro Monat – zur Berichterstat-
tung in der Konzernzentrale auf. So hält sich beispielsweise Uwe Berlinghoff, Unter-
nehmenslobbyist der Adam Opel AG, einen Tag in der Woche am Opelstammsitz in 
Rüsselsheim auf. Eine abgestimmte interne Koordination zwischen der Hauptstadtver-
tretung, der Unternehmenskommunikation und dem Unternehmensvorstand ist dennoch 
in vielen DAX-Konzernen offenbar noch nicht ausreichend verankert. Die Rolle, welche 
der eigenen Unternehmensrepräsentanz im Rahmen der Gesamtstrategie zukommen 
soll, ist in vielen Unternehmen noch nicht abschließend geklärt.37 

Nicht wenige Unternehmen sehen in ihrer Hauptstadtrepräsentanz in erster Linie eine 
„Botschaft“, die als ausführendes Organ für die Beziehungen zu Parlament und Regie-
rung verantwortlich ist. Dabei soll sie insbesondere für das Unternehmen nachteilige 
Gesetze verhindern. Eine Monopolstellung für die Kontaktanbahnung zur Politik besit-
zen die Dependancen der Unternehmen aber nicht.38 Die nicht optimale Einbindung 
vieler Hauptstadtrepräsentanzen in die Unternehmensstruktur zeichnet sich auch da-
durch aus, dass sie offenbar bei direkten Gespräche ihrer Vorstände mit hochrangigen 
Politikern in Berlin – zum Beispiel dem Kanzleramt – nicht immer ausreichend über die 

                                                 
36 Deutscher Aktienindex (DAX): Leitindex für den deutschen Aktienmarkt bzw. der 30 größten und 

umsatzstärksten Unternehmen Deutschlands. 
37 Priddat; Speth 2007: 5; 19; 32; Augustin 2005; Hoppe 2004: 34/35; Steuber 2004: 40; Leif 2006: 

131 

38 Priddat; Speth 2007: 19 
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Inhalte der Gespräche informiert werden. Ihnen obliegt häufig nur die organisatorische 
Vorbereitung solcher Unterredungen. 39 

Die Hauptstadtrepräsentanzen und deren Leiter stehen zudem vor der Herausforderung, 
dass die jeweiligen Unternehmensvorstände für die inhaltliche Ausrichtung, die Struktur 
und das Personal der Berliner Dependance die letztendliche Verantwortung tragen. Die 
Existenz des Hauptstadtbüros ist somit vom Wohlwollen der Firmenzentrale abhängig. 
Die Hauptstadtvertretungen sind also auf messbare Erfolge in ihrem politischen Lobby-
ing angewiesen. Vor diesem Hintergrund müssen die Berliner Unternehmensvertretun-
gen neben ihrer eigentlichen Arbeit, dem Lobbying für das jeweils eigene Unternehmen 
gegenüber den politischen Verantwortungsträgern, auch Lobbying „nach innen“ in 
Richtung ihrer vorgesetzten Unternehmensführungen betreiben. Bei ihrer Kommunika-
tion mit dem eigenen Unternehmen „werben“ die Hauptstadtbüros zum anderen auch 
um Politik im Allgemeinen, da offenbar auch in den mit Marktmechanismen vertrauten 
Vorstandsetagen der exakte Verlauf politischer Prozesse40 nicht immer ausreichend 
transparent zu sein scheint.41 Darauf weisen auch die Politikwissenschaftler Thomas 
Leif und Rudolf Späth in der Einleitung ihres Sammelbandes „Die fünfte Gewalt – Ana-
tomie des Lobbyismus in Deutschland“ hin: „Das Lobbying „nach innen“ ist notwendig, 
weil viele Manager und Firmenlenker die Politik mit ihren speziellen Verfahren und 
Eigenheiten kaum mehr verstehen. In Politik und Wirtschaft herrschen unterschiedliche 
Handlungslogiken, die eine Verständigung erschweren. Der Lobbyist muss heute auch 
die wachsende Entfremdung zwischen Wirtschaft und Politik als Kommunikator meis-
tern.“42 Diese Einschätzung wird auch von Unternehmenslobbyisten wie Wolf-Dieter 
Zumpfort geteilt: „(…) In den Zentralen herrscht nicht selten Unverständnis über und 
Unzufriedenheit mit der großen Politik. Es gibt zu wenige Personen in den Vorständen, 
die Kenntnis darüber haben, wie die politischen Entscheidungsvorgänge überhaupt lau-
fen und welchen Wert eine bestimmte Lobby-Information hat. (…)“. 43 

6. Ziele, Adressaten und Mittel beim Lobbyismus der Hauptstadtvertre-
tungen von Unternehmen 

6.1. Ziele und Adressaten des Lobbying 

Die Konzernrepräsentanzen der Unternehmen in Berlin verfolgen vorwiegend ein „le-
gislatives Lobbying“.44 Sie beabsichtigen, im Interesse ihres Unternehmens die Gesetz-
                                                 
39 Priddat; Speth 2007: 22; 31 
40 Insbesondere der Gesetzgebungsprozess in einem föderalen Bundesstaat. 
41 Priddat; Speth 2007: 20 

42 Leif; Speth 2006: 25 
43 Leif 2006: 123 
44 Daneben gibt es auch das so genannte „Contract Lobbying“ von Unternehmen, bei dem es um die 

Berücksichtigung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Contracts) geht. (Busch-Janser 2004: 21) 
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gebung und insbesondere einzelne Gesetze, die Einfluss auf ihre Marktposition haben 
oder „schädlich“ für ihr Unternehmen sein könnten, zu ihren Gunsten zu beeinflussen: 
„Entscheidungen auf politischer Ebene sollen beeinflusst, herbeigeführt oder verhindert, 
beschleunigt oder verzögert werden.“45 Der Gesetzgeber soll durch ihr aktives Lobbying 
davon überzeugt werden, ein Gesetz zu verabschieden, welches die unternehmerischen 
Ziele des Unternehmens möglichst wenig negativ tangiert. Adressaten ihres Lobbying 
sind insbesondere Bundestag und Bundesregierung sowie die dazugehörige Ministeria l-
verwaltung. Gerade jene Angehörigen der Ministerialerwaltung, die mit der Ausarbei-
tung von Gesetzentwürfen befasst sind, gehören zu den bevorzugten Kontaktpartnern 
der Unternehmenslobbyisten. Im Bereich des Deutschen Bundestages zählen die Fach-
politiker – wie Berichterstatter, Fraktionssprecher oder die Mitglieder eines federfüh-
renden Ausschusses im Rahmen einer Gesetzesinitiative – zu den bevorzugten An-
sprechpartner der Lobbyisten.46 

Die Konzernrepräsentanzen verfügen über ein breit gefächertes Netzwerk von Kontak-
ten in die politischen Institutionen. Dabei zählen - nach Befragungen bei DAX-
Unternehmen - durchschnittlich nicht mehr als 100 Personen zum persönlichen Netz-
werk. Zum Teil haben die Repräsentanzen aber auch mehrere Tausend Kontakte in den 
Politikbereich. 47 Insbesondere in Berlin schließen sich einzelne Lobbyisten in festen 
und exklusiven Gesprächskreisen zusammen. Ziel ist der interne Informationsaustausch 
zur besseren Durchsetzung ihrer Interessen gegenüber der Politik. Eine wichtige Ein-
richtung der Unternehmenslobbyisten ist das so genannte „Collegium“. Durchschnittlich 
einmal pro Monat treffen sich insbesondere die Vertreter der Dax-Unternehmen - aber 
auch andere Firmen48 - zum gegenseitigen Informationsaustausch. Hierzu werden re-
gelmäßig hochrangige Gäste aus der Politik, wie zum Beispiel Minister, Staatssekretäre 
und Abgeordnete, eingeladen. 49 Über die Möglichkeit der Interessendurchsetzung des 
„Collegiums“ gegenüber politischen Entscheidungsträgern äußerte sich unter anderem 
das langjährige Mitglied des „Collegiums“, Wolf-Dieter Zumpfort: (…) Wir stellen 
damit eine geballte Lobbymacht dar, der sich keiner, angefangen vom Minister über den 
parlamentarischen Staatssekretär, über den Abteilungsleiter, verweigern kann. Wen wir 
einladen vorzutragen, der kommt auch. Zuerst hält der Gast einen Vortrag und darauf 
folgt eine Diskussion ohne Block und Bleistift. Und wenn man hinterher am Ende die-
ser Veranstaltung auf den Gast zugeht, kann man Firmenanliegen vortragen. Der Gast 
wird schon sagen, wenden sie sich an den oder den in meinem Hause und beziehen sich 

                                                 
45 Van Loon 2005: 1 
46 Wehrmann 2007: 43; Steuber 2004: 40; Wenzlaff 2005: 1; 4; Priddat; Speth 2007: 22; Koch 2007: 1; 

Speth 2006b: 100 
47 Priddat; Speth 2007: 27 
48 Insgesamt ca. 40 Firmenvertreter. 

49 Van Loon 2005: 2; Sator 2005 
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sie sich auf die heutige Veranstaltung, und damit hat man einen Einstieg für das Lobby-
ing gefunden. Darin besteht der Charme des Collegiums.“50 

Die Zusammenarbeit verschiedener Vertreter unterschiedlicher Unternehmensrepräsen-
tanzen zum Zwecke einer besseren Interessendurchsetzung erstreckt sich auch auf ge-
meinsamen Lobbying bei bestimmten Gesetzesvorhaben. Gerade die Unternehmenslob-
byisten einer Branche – deren Konzerne auf dem freien Markt ansonsten Konkurrenten 
sind – intervenieren gemeinsam gegenüber der Politik bei für sie strittigen Gesetzge-
bungsvorhaben. Dies betrifft zum Beispiel die Automobilindus trie.51 

6.2. Kommunikationsmittel beim Lobbying 

Das Aufgabenfeld von Lobbyisten ist generell breit gefächert. Marco Althaus, unter 
anderem „Geschäftsführer des „Deutsches Institut für Public Affairs (DIPA)“52 in Pots-
dam, analysiert die generellen Aufgaben von Lobbyisten: „Sie beobachten, was Parla-
mentarier, Minister, Staatssekretäre, Beamte tun, sie beeinflussen für einen Dritten die 
Politik: Gesetze, Verordnungen, Etats, Verhandlungen. Sie tun dies direkt im Gespräch 
oder schriftlich, aber auch indirekt durch Kontakt mit Bündnispartnern, Multiplikatoren, 
Journalisten.“53 

Das vorherrschende Kommunikationsmittel zwischen den Unternehmenslobbyisten und 
ihren Gesprächspartnern aus dem politischen Bereich ist die mündliche Kommunikation 
in Form vertraulicher Gespräche unter Ausschluss der allgemeinen Öffentlichkeit. Diese 
„Gespräche unter vier Augen“ aus Basis persönlicher Kontakte werden durch Telefona-
te, schriftliche Korrespondenz und Präsentation ergänzt. Dieser Lobbyismus im Verbor-
genen ist einer der Hauptkritikpunkte vieler Beobachter am Lobbyismus.54 Ohne die 
Möglichkeit von Kontrolle und Transparenz würden zunehmend wichtige Kernfragen 
von Gesetzentwürfen am Parlament vorbei entschieden. Dem entgegen steht die Auffas-
sung, dass das Gesetzgebungsmonopol weiterhin bei den Parlamentariern liege und 
durch das Lobbying unterschiedlicher Akteure – wie Unternehmen, Verbände, Nichtre-
gierungsorganisationen – lediglich versucht werde, die Gestaltung von Gesetzen zu be-
einflussen. Teile der Unternehmensrepräsentanzen - wie unter anderem die Bertelsmann 
AG, die Telekom AG oder die Commerzbank AG - setzen bei ihrer Kommunikation 
auch auf Informationsverans taltungen wie Podiumsdiskussionen, so genannte Parlamen-

                                                 
50 Leif 2006: 120 

51 Leif 2006: 120 
52 Es definiert sich selber als wissenschaftliches Weiterbildungsinstitut, spezialisiert auf politische 

Kommunikation, Interessenvertretung, Politikmanagement und Beziehungen zwischen Wirtschaft 
und Politik.  

53 Althaus 2006: 319 
54 Politik & Kommunikation vom März 2005: 26;Van Loon 2005: 1; Priddat; Speth 2007: 26; Leif; 

Speth 2006: 25 
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tarische Abende oder Kongresse. Hinzu kommen Veranstaltungen wie beispielsweise 
Sommerfeste. In der Regel verfolgen die derartige Veranstaltungen durchführenden 
Hauptstadtrepräsentanzen über eigene repräsentative Gebäude. Ferner geben einige 
Hauptstadtvertretungen auch eigene Informationsmedien heraus, die sich insbesondere 
an die Multiplikatoren im parlamentarischen Raum wenden. Auch das Sponsoring von 
Veranstaltungen von Ministerien, Fraktionen und Landesvertretungen gehört zu den 
Lobbying-Aktivitäten der Hauptstadtrepräsentanzen von Unternehmen.55 

7. Temporäre Mitarbeit von Unternehmensvertretern in Ministerien 

Die Lobbyisten der Unternehmen werden häufig nicht erst bei Gesetzentwürfen tätig, 
die ihre erste parlamentarische Hürde genommen haben, sondern bieten bereits bei der 
Formulierung von Gesetzentwürfen auf Arbeitsebene den Ministerien bzw. Fraktionen 
ihre Mithilfe oder Beratung an. 56 Teilweise bieten die Lobbyisten ihren Gesprächspart-
nern aus der Politik Textvorschläge zur Formulierung oder Änderung von Gesetzent-
würfen an. 57 Darüber hinaus „leihen“ Unternehmen - aber auch Verbände und Gewerk-
schaften – ihre Mitarbeiter mit spezifischem Fachwissen zeitlich befristet an Bundesmi-
nisterien oder das Bundeskanzleramt aus. In den Jahren 2002 bis 2006 sind - laut Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion im Deutschen 
Bundestag aus dem Jahr 2006 - insgesamt 100 Fälle vorgekommen, in denen Unter-
nehmen, Verbände und Gewerkschaften ihr Personal vorübergehend den Ministerien zur 
Verfügung gestellt haben. Die Dauer des Einsatzes betrug nach Aussage der Bundesre-
gierung in der Regel maximal mehrere Wochen. So waren zum Beispiel im Auswärti-
gen Amt Mitarbeiter folgender Unternehmen befristet beschäftigt: Wintershall AG; 
E.ON AG, EADS, Deutsche BP, Lufthansa AG, Daimler Chrysler AG, Siemens AG. Im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie waren wiederum folgende Mitar-
beiter externer Firmen oder Verbandsvertreter vertreten: Verband deutscher Maschinen- 
und Anlagenbau e.V.; Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft, EFET 
Deutschland – Verband Deutscher Gas –und Stromhändler e.V., Verband der chemi-
schen Industrie e.V., Verband Forschender Arzneimittelhersteller e.V., Verband kom-
munaler Unternehmen e.V,, EuroNorm GmbH, TÜV Süd AG, Lanxess AG, Daimler 
Chrysler AG, Deutsche Telekom AG, Vivento, MorganStanley, LAUBAG, BASF AG, 
Bayer AG, Wuppertaler Stadtwerke AG, Lichtblick/bne, Thyssengas, Wingas GmbH 
und IBM Deutschland. Die befristete Tätigkeit externer Mitarbeiter in den Ministerien 
findet auch im Rahmen von gegenseitigen Personalaustauschprogrammen zwischen 
Ministerialverwaltung und Unternehmen bzw. Verbänden statt, die den gegenseitigen 
Informations- und Erfahrungsaustausch fördern sollen. In einigen Fällen wirkten exter-
                                                 
55 Koch 2007: 1; Priddat; Speth 2007: 23; von Alemann; Eckert 2006: 7 
56 Bruns; Eubel; Mortsiefer; Wilsdorff 2005 

57 Hinrichs 2006: 93 
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ne Mitarbeiter dabei auch an der Ausarbeitung von Gesetz- und Verordnungsentwürfen 
mit. Eine politische Einflussnahme auf Entscheidungen der Ministerien wurde dabei 
von der Bundesregierung ausgeschlossen. 58 In einer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der Bundestagsfraktion Die Linke. vom April 2007 wies die Bundesregierung deren 
Annahme, es gebe durch die Mitarbeit von Mitarbeitern aus Wirtschaft und Verbänden 
in Bundesministerien und Beratungsgremien der Regierung einen "institutionalisierten 
Lobbyismus", als "unzutreffend und abwegig" zurück.59 Befürworter der Mitarbeit von 
externen Mitarbeitern verweisen in diesem Zusammenhang darauf, dass durch die Ein-
beziehung von externen Experten die technische Machbarkeit von Gesetzentwürfen si-
chergestellt sowie die Vermeidung von handwerklichen Fehlern vermieden wird60. Un-
abhängig vom direkten Einsatz von externen Mitarbeitern in den Ministerin nimmt nach 
Einschätzung von Beobachtern im Allgemeinen auch die aktive Nachfrage von Seiten 
der Politik nach Expertisen von Unternehmen zu gesetzgeberischen Maßnahmen zu. 
Hierbei ist man besonders am Sachverstand von Fachexperten aus den Unternehmen 
interessiert. Sowohl Abgeordnete als auch Ministerialbeamte greifen auf das Know-how 
von Lobbyisten – um zum Beispiel einen breiten Überblick über einen Themenkomplex 
zu erhalten – zurück und sehen darin eine wichtige Informationsquelle.61 

8. Rolle von Public Affairs -Agenturen beim Lobbying von Unternehmen 

Insbesondere seit dem Regierungsumzug nach Berlin engagieren sich im Bereich des 
Lobbying zunehmend auch selbständige Public Affairs-Agenturen als neue 
Dienstleister. Sie stehen für eine Professionalisierung im Bereich des Lobbyismus.62 
Dabei handelt es sich sowohl um die deutschen Zweigstellen internationa ler Beratungs-
agenturen als auch um national aufgestellte Agenturen aus Deutschland. Schätzungen 
gehen von etwa 30 bis 40 Agenturen aus, die derzeit in Berlin tätig sind. Auf Basis ver-
traglicher Grundlagen unterstützen die Lobby-Agenturen zeitlich befristet ihre Auftrag-
geber, insbesondere Unternehmen und (Unternehmens-) Verbände, im Lobbying mit der 
Politik. Die Agenturen vereinigen journalistische, politische, wirtschaftliche und juristi-
sche Kompetenzen in ihrem Unternehmen. Zum Führungspersonal der Agenturen gehö-
ren häufig ehemalige Berufspolitiker oder Personen mit intimen Kenntnissen des politi-
schen Betriebes wie ehemalige Abgeordnete oder Referenten aus Ministerin und Partei-
en.63 

                                                 
58 Tageszeitung vom 2.5.2007; Deutsche Bundestag 2006c 
59 Deutscher Bundestag 2007b 

60 Wehrmann 2007: 44 
61 Priddat.; Speth 2007: 7 
62 Wehrmann 2007;: 57 

63 Köning 2007: 39; Leif; Speth 2006: 22; Speth 2006: 49 
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Public Affairs-Agenturen entwerfen Strategien für ihren Auftraggeber, helfen Kampag-
nen zu organisieren, stellen den Kontakt zu Entscheidungsträgern aus der Politik und 
der Verwaltung her und führen Veranstaltungen durch.64 Aktivitäten der Public Affairs-
Agenturen werden projektbezogen - zum Beispiel bei bestimmten Gesetzesinitiativen – 
oder auch für einen längeren Zeitraum –beispielsweise bei themenbezogenen Kampag-
nen- in Anspruch genommen. Dazu gehört auch das Lobbying für die Ziele der Auf-
traggeber gegenüber der öffentlichen Meinung. Die Public Affairs-Agenturen, die ins-
gesamt eine große Zahl unterschiedlicher Auftraggeber unter ihrem Dach vereinen, spe-
zialisieren sich im Regelfall auf bestimmte Themen oder Maßnahmen. Auch in den 
Public Affairs-Agenturen existieren – wie im gesamten Bereich des Lobbying – keine 
„Allzwecklobbyisten“.65 

Mittelständische Kunden aus dem Unternehmensbereich nehmen Public Affairs-
Agenturen in Anspruch, wenn sie zum Beispiel auf eine eigene Hauptstadtvertretung 
verzichten wollen oder müssen. 66 Größere Unternehmen nehmen offenbar verstärkt die 
Hilfe von professionellen Lobby-Agenturen in Anspruch, wenn sich kritische Situatio-
nen für das Unternehmen ergeben haben, die das öffentliche Ansehen und die Reputati-
on des Unternehmens ernsthaft gefährden oder gefährden könnten. Zu dieser „Krisen-
kommunikation“ gehören beispielsweise Konflikte mit der Politik, Produktmängel, 
Störfälle oder Fehlverhalten von Management oder Mitarbeitern. 67 Ein Grund für das 
Zurückgreifen auf professionelle Agenturen von Seiten der Unternehmen kann auch in 
fehlenden personellen Ressourcen der eigenen Lobby-Abteilungen liegen.68 

9. Zusammenfassung 

Mit dem Umzug von Parlament und Regierung im Jahr 1999 von Bonn nach Berlin hat 
das eigenständige Lobbying von Unternehmen mit Hilfe eigener Hauptstadtvertretungen 
deutlich zugenommen. Mit ihren Repräsentanzen möchten die Unternehmen so nah wie 
möglich am politischen Geschehen sein. Mit ihrem individuellen Lobbying gegenüber 
den politischen Adressaten vor Ort versprechen sie sich strategische Vorteile bei der 
Durchsetzung ihrer Unternehmensinteressen, wodurch der bisherige dominante Einfluss 
von Unternehmensverbänden beim Lobbying im politischen Raum zurückgedrängt 
wird. Ungefähr 100 bis 120 Firmen verfügen über eine eigene Vertretung in Berlin. Den 
Hauptvertretungen steht ein Leiter vor, der von mehreren Mitarbeitern - im Durchschnitt 
fünf bis sechs Personen - unterstützt wird. Die jährlichen Gesamtkosten für eine Vertre-

                                                 
64 Wenzlaff 2005: 6; Priddat; Speth 2007: 11; Van Loon 2005: 2; Wehrmann 2007: 44 

65 Althaus 2006: 323 
66 Priddat; Speth, Rudolf 2007: 7; Van Loon 2005: 2; Wenzlaff 2005: 8 
67 Priddat; Speth 2007: 13; Deutsche Public Relations Gesellschaft e.V. 2007: 1 

68 Wehrmann 2007: 43 
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tung liegen nach Schätzungen bei ca. 500.000 Euro. Das Personal – insbesondere die 
Führungspositionen – wird intern oder außerhalb des Konzerns rekrutiert. Von dem 
„Externen“ stammt der überwiegende Teil aus dem politischen Raum. Hier bei handelt 
es sich in der Regel um Personen, die über langjährige Erfahrungen im politischen Be-
reich verfügen, sei es als Politiker, Referent oder Journalist. Innerhalb der Unternehmen 
sind die Konzernrepräsentanzen am häufigsten unmittelbar den Vorstandsbereichen 
unterstellt oder Bestandteil der Unternehmenskommunikation. 

Die Hauptstadtvertretungen der Unternehmen verfolgen mit ihrem Lobbying das Ziel, 
im Interesse ihres jeweiligen Unternehmens die Gesetzgebung – insbesondere jene mit 
Auswirkungen auf ihre eigene Marktstellung - zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Die 
Adressaten ihres Lobbying sind Parlament und Regierung. Das wichtigste Kommunika-
tionsmittel mit ihren Gesprächspartnern aus dem politischen Bereich sind vertrauliche 
Gespräche unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Die Unternehmenslobbyisten bieten 
dabei ihren Sachverstand bereits häufig in der Entstehungsphase von Gesetzentwürfen 
an. Zudem werden Mitarbeiter des Unternehmens zeitlich befristet an Bundesministe-
rien ausgeliehen. Darin findet auch der Umstand Ausdruck, dass von Seiten der am Ge-
setzgebungsprozess Beteiligten Fachwissen von Unternehmen aktiv nachgefragt wird. 

Public Affairs-Agenturen sind – ebenso wie die Hauptstadtvertretungen der Unterneh-
men - verstärkt seit dem Regierungsumzug als neue Akteure im politischen Lobbying in 
Erscheinung getreten. Zu ihren Auftraggebern gehören vor allem Unternehmen und Un-
ternehmensverbände. Zu ihren Mitarbeitern gehören regelmäßig Personen, die zuvor 
persönliche Erfahrungen im politischen Raum als aktive Politiker oder als Referenten 
gesammelt haben. 

Kritiker bemängeln am legislativen Lobbyismus von Unternehmen insbesondere die 
fehlende Möglichkeit der Kontrolle und die mangelnde Transparenz. Unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit beeinflussten Unternehmen mit ihrer ökonomischen Macht Entsche i-
dungen der Politik - die das Allgemeinwohl berücksichtigen müssen- zu ihren Gunsten. 
Dem wird entgegengehalten, dass häufig auch die Unternehmen jeweils unterschiedli-
che Interessen verfolgen. Zudem würden neben den Unternehmenslobbyisten auch an-
dere Akteure – wie zum Beispiel Gewerkschaften, Sozialverbände, Umweltverbände – 
intensives Lobbying im parlamentarischen Raum betreiben. Das Gesetzgebungsmono-
pol liege weiterhin bei den Parlamentariern. 
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